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Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an der Anhörung zu den Ausführungsbestimmungen zur Agrarpolitik 2014 – 2017 teilzunehmen. Die IG Natur und Landwirtschaft ist ein Zusammenschluss aus Trägerschaften von Vernetzungsprojekten im Kanton Zürich. Sie will die Anliegen der Trägerschaften in die Konzepte von Bund und Kanton einbringen und den Erfahrungsaustausch sowie die Erarbeitung von praxisorientierten Lösungen fördern. Im Sinne des Zwecks dieser Interessengemeinschaft nehmen wir gerne Stellung zu den Aenderungen, soweit sie den ökologischen Leistungsnachweis und Vernetzungsprojekte sowie Landschaftsförderprojekte betreffen.
1. Grundsätzliches

Die IGNL erwartet, dass Aenderungen in den Verordnungen keine weitere Erhöhung des administrativen Aufwandes bewirken. Das Ziel der Vernetzungsprojekte ist nicht die Beschäftigung mit sich selbst, sondern die Förderung der Biodiversität. Dieses Ziel kam bei der letzten Revision leider nicht zur Geltung. Leider sieht es auch bei dieser Revision teilweise so aus, dass die Förderung der Biodiversität gegenüber der Zunahme der administrativen Aufwände zu wenig zur Geltung kommt.

Die Flächenziele für Vernetzungsprojekte sind insbesondere für das Ackerbaugebiet ehrgeizig. Zusätzliche Einschränkungen und zusätzliche Kosten für die Kontrolle sind insbesondere für Betriebe abschreckend, welche nur kleinere Flächen in einem Vernetzungsprojekt anmelden. Ohne solche Flächen sind aber die Flächenziele nicht erreichbar.

Die angestrebte Vereinheitlichung der Anforderungen an die Qualität bewirkt das Gegenteil der Förderung der Biologischen Diversität. Die bisherigen kantonalen Anforderungen an die Qualität haben sich bewährt und tragen den unterschiedlichen Voraussetzungen von Klima, Bodenqualität und regionaler Vegetation besser Rechnung. 
2. Titel Beiträge
1. Kapitel Versorgungssicherheitsbeiträge

1. Abschnitt Offenhaltungsbeiträge

Art. 39 Abs. 
Antrag: Für Flächen von Hecken, Feld- und Ufergehölzen sowie von Uferbereichen entlang von Fliessgewässern werden keine Beiträge ausgerichtet streichen.
Begründung: Hecken-, Feld- und Ufergehölze und der Uferbereich von Gewässern gehören zur offenen Kulturlandschaft. Die oft arbeitsintensive Pflege verhindert, das Hineinwachsen in das Grünland oder das Verwalden. Dieser Aufwand ist mit dem Offenhaltungsbeitrag entsprechend zu entschädigen.

2. Kapitel Versorgungssicherheitsbeiträge

Art. 48 Abs. 2
Antrag: Die Voraussetzungen für den Mindesttierbesatz auf Dauergrünflächen sind in allen Zonen zu halbieren. 
Begründung: Eine Extensivierung im Rahmen der Biodiversitätsflächen kann mit den vorgeschlagenen Voraussetzungen für die Mindesttierbesätze in Widerspruch kommen. Die vorgeschlagenen Mindesttierbestände verlangen in vielen Fällen nach einer Intensivierung der Bewirtschaftung. Grünflächen sind sehr wichtig für Vernetzungsprojekte. Die hohen Ansprüche für den Mindesttierbesatz stehen in Konkurrenz zum übergeordneten Ziel einer qualitativ hohen biologischen Qualität der Wiesen und einer ressourcenorientierten Bewirtschaftung dieser Flächen. 
3. Kapitel Biodiversitätsbeiträge

Art, 54 Abs. 1

Antrag: Ackerschonstreifen müssen während mind. einem Jahr entsprechend bewirtschaftet  werden.
Begründung. Eine zweijährige Anlagedauer von Ackerschonstreifen kann in vielen Fällen mit der Fruchtfolge auf dem Betrieb in Konflikt kommen. Das wertvolle, aber sehr selten angelegte Element wird dadurch noch seltener angelegt. Die Ackerbegleitflora und Bodenbrüter können auch schon von einjährigen Ackerschonstreifen profitieren.

Art. 55 Abs. 2
Antrag: Bei den Ausnahmen vom Düngerverbot sind die Feldobstbäume aufzuführen.

Begründung: Feldobstbäume sind bei der Aufzählung der Biodiversitätsförderflächen aufgezählt. Es ist deshalb zwingend, dass bei der Aufzählung der Ausnahmen die Feldobstbäume ebenfalls aufgeführt sind, da sonst die Interpretation möglich ist, dass Feldobstbäume unter das Düngeverbot fallen können. Langlebige Dauerkulturen wie Feldobstbäume kommen genau so wenig ohne Dünger aus wie Reben. Sie sollen deshalb gleich behandelt werden. 

Art. 55 Abs. 4
Antrag: Bei den Ausnahmen vom Verbot von Pflanzenschutzmitteln sind die Feldobstbäume aufzuführen.

Begründung: Feldobstbäume sind bei der Aufzählung der Biodiversitätsförderflächen aufgezählt. Es ist deshalb zwingend, dass bei der Aufzählung der Ausnahmen die Feldobstbäume ebenfalls aufgeführt sind, da sonst die Interpretation möglich ist, dass Feldobstbäume unter das Pflanzenschutzmittelverbot fallen können. Langlebige Dauerkulturen wie Feldobstbäume kommen genau so wenig ohne Pflanzenschutz aus wie Reben. Sie sollen deshalb gleich behandelt werden. 

Art. 55 Abs. 6

Antrag: Vom generellen Verbot des Mulchens sind die Baumscheibe der Feldobstbäume sowie die Bunt- Rotations- und der Saum auf Ackerfläche auszunehmen. 
Begründung: Gemulchte Baumscheiben dienen der Gründung der Nährstoffversorgung der Bäume. Das abschnittweise Mulchen von Bunt- und Rotationsbrachen hat sich in der Praxis bewährt und soll auch für den Saum auf Ackerflächen möglich sein. Das liegen lassen von Mähmaterial kann unerwünschte Folgen haben. Eine Entsorgung des Grünmaterials ist oft schlechter als das Mulchen
Art. 56 Abs.3

Antrag: Die bisherige Formulierung in der OeQV „ welche den Anforderungen des Kantons ...entsprechen“ ist sinngemäss in Art. 56 Abs. 3 aufzunehmen.

Begründung: Die Vereinheitlichung der Anforderungen über die ganze Schweiz steht im Widerspruch zum Begriff Biodiversität. Eine eidgenössische Normhecke ist das Gegenteil von Diversität. 

Art. 59 Abs. 6

Antrag: Dieser Absatz ist zu streichen.

Begründung: Es ist nicht akzeptabel, einerseits die Vertragsdauer auf 8 Jahre auszudehnen und gleichzeitig die Beitragshöhe zu flexibilisieren.

4. Kapitel Landschaftsqualitätsbeiträge 
Art. 60 Abs. 2

Antrag: Diesen Absatz streichen

Begründung: Keine andere Beitragsart wird pro Kanton gedeckelt. Diese Vorgabe ist komplett  systemfremd und kann und Ungleichheiten zwischen Kantonen und Projekten führen. 

Art. 61 Abs. 7: dieser Absatz ist zu streichen.

Begründung: Es ist nicht akzeptabel, einerseits die Vertragsdauer auf 8 Jahre auszudehnen und gleichzeitig die Beitragshöhe zu flexibilisieren. Die Bewirtschafter gehen mit dem Kanton einen Vertrag über die Dauer des Projekts ein. Eine allfällige Kürzung der Beiträge seitens des Bundes resp. Kantons bedeutet demnach ein  Vertragsbruch. Ohne Sicherheit über Vertragsdauer und Beitragshöhe wird es nur schwer möglich sein Massnahmen mit etwas höheren Investitionskosten in den Projekten umzusetzen.
Bemerkungen zum Richtlinienentwurf Landschaftsqualitätsbeiträge:

Die Vorgabe,  dass sich zu Beginn der ersten Verpflichtungsperiode mind. die Hälfte der Bewirtschafter im Projektperimeter beteiligen müssen lehnen wir ab. Wir schlagen alternativ vor, dass mind. die Hälfte der LN im Perimeter ins Projekt einbezogen werden sollte – resp. die am Projekt teilnehmenden Landwirte mind. die Hälfte der LN im Perimeter bewirtschaften.
Begründung: Zum Erreichen der Projektziele ist die beteiligte Fläche entscheidend und nicht die Anzahl beteiligter Bewirtschafter.
3. Titel Verfahren

3. Kapitel: Verantwortung und Zusammenarbeit
Art.102 Abs.3

Antrag: Dieser Absatz ist zu streichen.

Begründung:

Es wird insbesondere auch in der VKKL festgehalten, dass diese Kontrollen nicht mit den Grundkontrollen koordiniert werden müssen. Die Folge dieser neuen Bestimmung kann nun sein, dass den Bewirtschaftern die Kosten für zusätzliche Kontrollen belastet würden. Das wäre das Ende der Vernetzungsprojekte. Die bisherige risikobasierte Kontrolle und Begleitung durch den Kanton hat sich bewährt und ist kostengünstig. Die bisherige Formulierung gemäss OeQV Art. 12 ist beizubehalten.
4. Titel Schlussbestimmungen

Art.112 Abs. 7: Die Uebergangsbestimmung für das Jahr 2014 ist zu streichen. 

Begründung: Entweder sollen alle bewilligungsfähigen Projekte genehmigt werden, oder dann soll der Start für die Landschaftsqualitätsprojekte auf das Jahr 2015 verschoben werden. Die vorgeschlagene Bestimmung verstösst gegen das Willkürverbot.

Anhang 4
1.5. Streueflächen

Hier möchten wir den Hinweis anbringen, dass in der Weisung die Liste der Indikatorarten zu überarbeiten ist. Es gibt qualitativ hochwertige Flächen mit monotonem Bestand. Diesem Umstand muss besser Rechnung getragen werden.

1.6. Hecken, Feld- und Ufergehölze 
Qualitätsstufe I
Antrag zu Punkt 4 b.: 
Die Zeitdauer des Schnittes der zweiten Hälfte des Krautsaumes „Die Nutzung erfolgt gestaffelt, die zweite Hälfte darf frühestens 8 Wochen …“ ist in der Qualitätsstufe 1 zu streichen oder mindestens  auf 6 Wochen zu begrenzen.

Begründung: Diese neue Regelung führt dazu, dass viele Hecken wieder abgemeldet und die Säume intensiviert werden, da die praktische Umsetzung einer gestaffelten Nutzung oft schwierig umzusetzen ist.  Unsere Erfahrung zeigt, dass die gestaffelte Nutzung eines der Hindernisse bei der Anmeldung von Hecken für die Qualität nach ÖQV war. Bereits ein Schnittzeitpunkt des Saumes gemäss dem Schnittzeitpunkt der extensiven Wiesen wertet die Hecken ökologisch auf.

Zudem sind im  hohen alten Gras sind Mäuse sehr schwer zu bekämpfen. Bei einem hohen Anteil an dornentragenden Sträuchern in der Hecke sind die Ausläufer bis zur zweiten Schnittmöglichkeit Ende Augusthälfte ein grosses Problem.

Qualitätsstufe II

Antrag: Neuformulierung: 
Die Hecke oder das Feld- oder Ufergehölz erfüllt mindestens zwei der folgenden Anforderungen zusätzlich zu den Punkten 1 & 4:

· Es kommen durchschnittlich mindestens 5 Baum- oder Sträucherarten pro 10 Laufmeter vor. Gruppenweise angelegte Hecken: Sind die verschiedenen Arten gruppenweise angepflanzt, so müssen die 5 Arten innerhalb von 25 Laufmetern vorhanden sein.

· Der Anteil der dornentragenden Sträucher beträgt mindestens 20%. 

· Der Krautsaum auf der besonnten Seite ist mindestens 6m und maximal 10m breit.

· Die Hecke weist einen Anteil an biologisch wertvollen Kleinstrukturen von mind. 10% der Gesamtfläche auf. Als biologisch wertvolle Kleinstrukturen gelten Lesesteinhaufen und Holzhaufen mit einer Mindesthöhe von 50cm, anrechenbar ist die Grundfläche.

· Pro 30 Laufmeter ist mindestens ein landschaftstypischer Baum vorhanden (Stammumfang min. 170 cm auf 1.5 m Höhe, dies entspricht einem Durchmesser von 55cm).

Begründung: Auf die verschiedenen Heckentypen mit entsprechenden Qualitäten muss besser Rücksicht genommen werden und weitere qualitative Aufwertungen sollen möglich sein. Durchschnittlich 5 Arten pro 10 Laufmeter entsprechen keiner Wildhecke. Sie benötigen einen unverhältnismässig hohen Pflegeaufwand. Schwachwachsende Arten brauchen Platz um sich zu behaupten, starkwachsende Heckensträucher wie zB. Haselnuss müssten ganz aus einer Wildhecke in Qualitätsstufe II eliminiert werden. 
1.7. Uferbereich entlang Fliessgewässern
Qualitätsstufe II

Antrag: Absatz 2 „Mindestens 25% der Länge des Uferbereichs ist bestockt“ ist zu streichen. 

Begründung: Es wird in der Praxis schwierig werden, diese 25% zu bestimmen. Die Bestimmung von Abs. 1 genügt und gibt insbesondere den spezifischen Artenförderungszielen genügend Spielraum.
1.8. Buntbrachen

Qualitätsstufe 1: 

Antrag: Ergänzung mit der Bestimmung, dass abschnittweises Mulchen zugelassen ist.

Begründung: Diese Regelung hat sich bewährt.

1.9. Rotationsbrachen 
Qualitätsstufe 1: 

Antrag: Ergänzung mit der Bestimmung, dass abschnittweises Mulchen zugelassen ist.

Begründung: Diese Regelung hat sich bewährt.

1.11. Saum auf Ackerfläche

Qualitätsstufe 1: 

Antrag: Ergänzung mit der Bestimmung, dass abschnittweises Mulchen zugelassen ist.

Begründung: Diese Regelung hat sich bewährt.
1.12. Hochstamm Feldobstbäume

Qualitätsstufe I

Antrag: Punkt 6 zweiter Satz: Die Bestimmung „Die Bäume weisen oberhalb der Stammhöhe mindestens drei verholzte Leitäste auf“ ist zu streichen.

Begründung: Für die mehrheitlich schwachwachsenden mehrfachresistenten Sorten ist die Hochstammspindelform die geeignete Baumform. Mit der Dichte von maximal 120 Bäumen pro Hektare wird Rücksicht genommen auf diese Sorten. Entsprechend sollen die Sorten auch mit einer geeigneten Baumform formiert werden.

Antrag Punkt 8: Im Satz „Pro gedüngtem Baum in extensiv genutzten Wiesen ist eine Are von der extensiven Wiese abzuziehen“ ist „eine Are“ durch 1/3 Are  
Begründung: Es muss die Möglichkeit bestehen, den Obstbaum düngen zu können, insbesondere Jungbäume. Die effektive gedüngte Baumscheibe entspricht in der Praxis maximal einer Drittel Are.
Qualitätsstufe II

Punkt 4: In der Praxis gibt die Formulierung fachgerechter Schnitt zu Diskussionen anlass. Wir empfehlen, in der Weisung folgende Regelung aufzunehmen: „Nach 4 Jahren wird von einer Fachperson des Kantons mit dem Bewirtschafter den Zustand der Obstbäume kontrolliert. Jungbäume weisen ab dem zweiten Pflanzjahr einen jährlichen Triebzuwachs pro Jahr von 30-50 cm auf, davon wird pro Jahr 1/3 zurückgeschnitten. Mindestens 80% der Bäume erfüllen diese Kriterien. Falls diese Kriterien nicht erfüllt sind, wird eine Sanierungsfrist von einem Jahr festgelegt.“ 

Punkt 6: 
Antrag: Punkt 6 „ Mindestens die Hälfte der Bäume weist einen Kronendurchmesser von mehr als drei Metern auf“ ist zu streichen.

Begründung: Es ist ein Verstoss gegen Treu und Glauben, nachträglich Jungpflanzungen wieder aus der Qualitätsstufe II zu streichen. Diese Bestimmung führt dazu, dass keine flächigen Neupflanzungen mehr angelegt werden. Die biologische Qualität eines Feldobstgartens steigt mit zunehmender Fläche. Deshalb muss der Anreiz beibehalten werden, dass die Anlage von grossflächigen Feldobstgärten zu fördern ist. Die Entwicklung der vergangenen Jahre zeigt, dass dieser Anreiz Wirkung zeigte.
Punkt 8: 
Antrag: Für Obstgartenflächen über 400 Bäumen ist auf eine Zurechnungsfläche zu verzichten.
Begründung: Ein Obstgarten mit mehr als 400 Bäumen ist ein eigenständiger Lebensraum mit einer eigenständigen hohen biologischen Qualität. Obstgärten dieser Grösse sollen die Zielgrösse für diesen Typ der Biodiversitätsförderflächen sein. Deshalb soll wie für anderen Biodiversitätsförderflächen keine zusätzlichen Anforderungen an Zurechnungsfläche gestellt werden. Für Obstgärten dieser Grösse und Qualität soll die gestaffelte Mahd vorgesehen werden.
Anhang 7: Beitragssätze

Ziffer 3.1 Qualitätsbeiträge

Punkt 13:

Antrag: Der Beitrag Nussbäume Qualitätsstufe II ist wieder auf CHF 30.-/ Baum anzuheben.

Begründung: Der tiefere  Beitrag für Nussbäume lässt sich ökologisch nicht begründen. Die vorliegende Beitragsregelung kann dazu führen, dass  in neu angelegten oder erweiterten Obstgärten keine Nussbäume mehr gepflanzt werden, was ein Verlust der Diversität und Traditionen bedeutet. Eine Einschränkung bezüglich Nusspflanzungen könnte auch durch Vorgaben zum  zu Verwendenden Pflanzmaterial (keine Forstwahre) erreicht werden.
Ziffer 3.2 Vernetzungsbeitrag

Antrag:  Die Beitragsätze sind wieder auf 1000 Fr. resp. 500 Fr. anzuheben.

Begründung: Es geht nicht, dass in bestehenden Verträgen Beiträge gekürzt werden. 
Landwirtschaftliche Begriffsverordnung LBV
Art. 13/14

Antrag: Hecken, Ufer- und Feldgehölze sowie die neue Biodiversitätsförderfläche Uferbereich sind weiter der Landwirtschaftlichen Nutzfläche zuzuordnen.

Begründung: Die Vollzugshilfe zum Sachplan Fruchtfolgeflächen sieht für Fruchtfolgeflächen nur Landwirtschaftliche Nutzflächen vor. Mit der Einteilung in die Betriebsfläche werden entgegen dem Schreiben des ARE diese Flächen doch aus den Fruchtfolgeflächen herausgenommen. 
